
Friedens und der internationalen Sicherheit, das Verbot der 
Aggressionshandlungen und -drohungen sowie die Achtung 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker 
und die Pflege der internationalen Zusammenarbeit ver­
pflichtend festgelegt sind.

Durch die gegenwärtige Praxis der politischen Sonderstraf- 
kammern wird bereits jedes Eintreten für die Verständigung 
zwischen Bürgern beider deutscher Staaten bestraft. Der 
Entwurf soll diese rechtswidrige und gegen die Präambel 
des Grundgesetzes verstoßende Rechtsprechung legalisieren 
und weiter verschärfen. Mit den Bestimmungen über die 
sogenannte Staatsgefährdung sollen alle Kontakte gesell­
schaftlicher Organisationen oder anderer Institutionen sowie 
einzelner Bürger aus beideh deutschen Staaten, die der 
gegenseitigen Verständigung über die Erhaltung des Frie­
dens und der Wiedervereinigung dienen, unterbunden und 
bestraft werden.

Jede Bewegung in der westdeutschen Bevölkerung gegen 
Faschismus und Krieg, für Demokratie und Frieden soll mit 
den sogenannten Staatsgefährdungs- _ und Hochverrats- 
bestimmungen schon in ihrer Keimform erstickt werden. Die 
Verfolgung nicht mit der Regierungspolitik bedingungslos 
übereinstimmender Kräfte durch die politische Justiz beweist, 
daß jegliche Kritik an der Bonner Regierungspolitik auch mit 
den Mitteln des Strafrechts unterdrückt wird. Die im Grund- 

' gesetz garantierten Grundrechte und Freiheiten, wie die 
Meinungs- und Pressefreiheit, die Vereinsfreiheit sowie das 
Koalitions- und Streikrecht, sollen noch mehr abgebaut wer­
den. Der westdeutschen Bevölkerung würden damit die 
letzten Reste der im Grundgesetz festgelegten demokrati­
schen Rechte genommen werden. In seiner gesamten frie­
densfeindlichen, antinationalen und antidemokratischen 
Fassung verbindet sich der StGB-Entwurf mit der Notstands­
gesetzgebung zu einem engmaschigen Netz des Terrors 
gegen a l l e  westdeutschen Bürger, die nicht bereit sind, 
den unheilvollen Weg der Kriegsvorbereitung in der Bun­
desrepublik mitzugehen. Daß dabei alle objektiven recht­
lichen Kriterien ignoriert werden, zeigt bereits die gegen­
wärtige Spruchpraxis der Gerichte in Westdeutschland.

Ein solcher Inhalt des Entwurfs entspricht seinen Verfassern. 
An der Ausarbeitung des Entwurfs haben maßgebende Blut­
juristen Hitlers und Naziprofessoren entscheidend mit­
gewirkt. Von- 24 Mitgliedern der „Großen Strafrechtskom­
mission" bekleideten 16 einflußreiche juristische Funktionen 
im Hitlerstaat, unter ihnen die Blut- und Nazijuristen 
Fränkel und Jagusch, die unter dem Druck der von der 
Deutschen Demokratischen Republik veröffentlichten Beweis­
materialien inzwischen von dem Posten des Generalbundes­
anwaltes bzw. des Präsidenten des Dritten Politischen Straf­
senats des Bundesgerichtshofes entfernt werden mußten. 
Gegen Fränkel wurde jetzt von der westdeutschen Staats­
anwaltschaft das strafrechtliche Ermittlungsverfahren ein­
geleitet. Diese Kräfte möchten nunmehr die Gedanken des 
faschistischen StGB-Entwurfs aus dem Jahre 1936 zum Ge­
setz erheben, um es mit den immer noch amtierenden

896 Blutrichtern und maßgebenden Nazijuristen zur völligen 
Beseitigung der Grundrechte einzusetzen. In diesem Zu­
sammenhang- möchten wir Ihre Aufmerksamkeit darauf len­
ken, daß die Bundesregierung in ihrer amtlichen Begrün­
dung offen zum Ausdruck brächte, daß man „wertvolle Ge­
danken" aus dem faschistischen Entwurf von 1936 über­
nommen habe.
Der Weg, der mit diesem StGB-Entwurf weiter beschritten 
wird, würde zur Wiederholung des von der Hitlerjustiz im 
Namen des „Rechts" errichteten Systems der Ungerechtig­
keit, der Verletzung der Gesetze der Menschlichkeit führen, 
über das im Nürnberger Juristenprözeß des Jahres 1947 das 
Urteil der Völker gefällt wurde.
Es hängt jetzt von Ihnen als Abgeordneten des Bundestages 
ab, mit dem StGB-Entwurf keine neue Fehlentscheidung zu 
treffen.
Da die Bundesregierung die westdeutsche Bevölkerung über 
den Inhalt des StGB-Entwurfs im unklaren lassen will, hat 
sie den Entwurf nicht vor der Bevölkerung zur Diskussion 
gestellt, und auch in der amtlichen Begründung wurde 
offensichtlich nicht der wahre Charakter des Gesetzes dar­
gelegt. Im völligen Gegensatz dazu fand in der Deutschen 
Demokratischen Republik gegenwärtig eine Volksaussprache 
über den „Entwurf des Erlasses des Staatsrates der Deut­
schen Demokratischen Republik über die grundsätzlichen 
Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der Rechts­
pflege" vom 5. Dezember 1962 statt, an der über 1,6 Millio­
nen Bürger teilnahmen, wobei über 5000 Vorschläge zum 
Entwurf eingebracht wurden.
Ihre eigene verantwortliche Prüfung des vorliegenden 
StGB-Entwurfs wird auch Sie zu dem Ergebnis führen, daß 
er im völligen Widerspruch zum Grundgesetz steht. Als Ab­
geordneter, der Sie die Anerkennung und Verbindlichkeit 
des Völkerrechts im Artikel 25 des Grundgesetzes ernst neh­
men, können Sie niemals einem solchen Entwurf zustimmen, 
der in entscheidenden Fragen das Völkerrecht mißachtende 
Tatsachen schaffen soll.

Wie Sie selbst wissen, mehren sich aus der westdeutschen 
Bevölkerung die Stimmen, unter ihnen auch namhafter Juri­
sten, die voller Unbehagen diesen Entwurf ablehnen. Sie 
erkennen, daß er in den entscheidenden Fragen der Siche­
rung des, Friedens, der Demokratie und der Wiedervereini­
gung gegen die Interessen des Volkes gerichtet ist.

Im Interesse der Gerechtigkeit, der Demokratie und des 
Friedens ist es daher zwingend geboten, die vorgesehene 
Beratung des Entwurfs im Bundestag zurückzuweisen.

Seien Sie sich Ihrer Verantwortung bewußt und achten Sie 
das Recht!

Mit vorzüglicher Hochachtung 
Der Rechtsausschuß der Volkskammer 

der Deutschen Demokratischen Republik 

gez.: Prof. Dr. Karl P o l a k
Mitglied des $taatsrates der Deutschen Demokratischen Republik
Mitglied der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin 
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Die Krise der Justiz und die Zivilprozefjreform
Das Bonner Justizministerium hat eine recht umfang­
reiche Denkschrift der Kommission zur Vorbereitung 
einer Reform der westdeutschen Zivilgerichtsbarkeit 
veröffentlicht1. Es ist nicht das erste Mal, daß der kapi­
talistische Zivilprozeß in Deutschland reformiert wer-

l Bericht der Kommission zur Vorbereitung einer Reform der 
Zivilgerichtsbarkeit. Herausgegeben vom Bundesjustizthiniste- 
rium, Bonn 1961, 531 Seiten. Seitenangaben im Text beziehen 
sich auf diese Fundstelle.

den soll. Der jetzige Bericht erinnert daran, daß die 
Klagen über den bürgerlichen Zivilprozeß wie auch die 
Rufe nach seiner Reform ebenso alt sind wie die Reichs­
justizgesetze, also mit der Machtausübung der deut­
schen Großbourgeoisie parallel gehen.
Die Kritik an der bürgerlichen Justiz mit ihrem Ver­
fahrensgang hat bis auf den heutigen Tag nicht auf­
gehört.
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